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Hierzu eine Beilage.

Ler trwtikttt ÄärPflüL
Das Ucberwuchern der militaristischen Interessen

tritt nidjt iLur au dem Punkte in die Erscheinmig,
wo sich's daruui handelt, das stehende Heer zu ver-
stärken, immer neue ungeheure Ausgaben für die
Bewaffnuna und stetige Kriegsbereitschaft zu machen.
Diese Zuteressen machen mehr und mehr in allen
öff-ntlichen Verhältnissen sich geltend. Die
militärstaatliche Idee und deren praksische Durch-
führung erfahren fortgesetzt eine sowohl in sozialer
wie in politischer Hinsicht sehr bedenkliche Er-
westerung.

Zwar stützt das System des Militarismus sich
auf die ständige Bewaffnung und Kriegs-
bereitschaft in möglichst großem Maßstabe. Diese
wird lediglich ermöglicht durch die allgemeine
Dienstpflicht, durch Zwang. Ein anderes Mittel,
Massen unter die Fahnen zu bekommen, giebt es
nicht. Aber damit reicht die Militärherrschaft nicht
0118; sie muß zu ihrer Erhaltung und Festigung
noch anderer Diittel sich bedienen. Die Dienstzeit
ist gesetzlich geregelt; es kann kein Dienstpflichtiger
gezwungm werden, den militärischen Dienst als
Beruf zu ergreifen. Das stehende Heer bedarf
aber des Berufssoldatenthums, denn grade
dieses bildet ' die wesentlichste Stütze des
ganzen Geistes, welcher die Milüärherrschaft
karakterisirt. Die vielberufene „Liebe zur Waffe"
ist es durchaus nicht, oder wenigstens nicht allein,
welche die Existenz des Berufssoldatenthums sichert.
Hauptsächlich die Aussicht auf gewisse Vortheile
giebt Veranlassung dazu, den Diilitärdienst als
Beruf zu ergreifen. Da kommt in erster Linie die
Zivilversorgung, das Militäranwärterthum
in Betracht. Der Militarismus muß darauf sehen,
seinem Interesse das persönliche Interesse Der-
jenigen dienstbar zu machen, die er als Berufs-
soldaten nöthig hat. Das wird in erheblichem
Maße durch die Zivilversorgung erreicht, die be-
sonders für die Klasse der Unteroffiziere von
Bedeutung ist.

Zivilversorgnug heißt der gesetzliche Anspruch
eines Soldaten auf Anstellung in einem bürger-
lichen Amt. Einmal hat dieselbe den Karakter
einer ^nvarioeuoeriorgung aus »tvjleu per
bürgerlichen Verwaltung. Nach den bestehenden
reichsgesetzlichen Bessimmuugen haben die zur Klasse
der Üuteroffiziere und Gemeinen gehörenden Per-
sonen des Soldatenstandes Anspruch auf Jnvaliden-
versorgung, wenn sie durch Dienstbeschädiguug oder
nach einer Dienstzeit von mindestens acht Jahren
siwalide geworden sind. Haben dieselben 18 Jahre
oder länger aksiv gedient, so ist zur Begründung
ihres Versorgungsanspruchs der Nachweis der In-
validität nicht erforderlich. Die Vcrsorgungsberech-
tigten erhalten den Zivilversorgungsschein.
Gauzittvaliden erhalten diesen Schein neben Jber
Pension, Halbinvaliden nach ihrer Wahl an
Stelle der Pension. Unteroffiziere, welche nicht
als Invaliden versorgungsberechtigt sind, erlangen
durch 12jährigen aktiven Dienst, bei fortgesetzt
guter Führung, den Anspruch auf den Zivil-
versorgungsschein. Der Anstellung geht eine sechs-
bis neunmonatliche Probedienstleistung voraus, zu
der die Anwärter vom Truppencheil abkommandirt
werden. Die für Militäranwärter vakant werdenden
Stellen sind provinzweise den Generalkommandos
anzunielden, welche sie periodisch durch die Vakanz-
listen znr Kenntniß der Anwärter bringen.

Man darf wohl anuehmen, daß es lediglich die
Aussicht ans die Zivilversorgung ist, welche
Jemand dazu besümmt, 12 bis 18 Jahre Unter-
offizier zu bleiben.

Ursprünglich beschränkte die Zivilversorgung sich
auf Anstellung bei den Reichs- und Staats-
behörden. Dann wurde sie in Mcksicht auf die
stetig enorm wachsende Zahl der Atilitäranwärter
auf den Zivildienst ausgedehnt. Die Zivil-
behörden sind gesetzlich angelviesen, Subaltern- und
Unterbeamtenstellen möglichst ausschließlich mit
Militäranwärtern zu besetzen.

Es ist das ein System, welches vom Volke als
eine schwere Ungerechtigkeit empsunden wird,
weil es eine lediglich durch militärische Sonderinter-
essen gebotene Bevorzugung der Berufs-
soldaten enthält, die mit dem Prinzip der allge-
meinen Wehrpflicht und dessen Konsequenzen unver-
einbar ist und in das Selbswerwaltimgsrecht der
Gemeinde tief eingreift. Soweit Invaliden in
Betracht kommen, hat der Staat die Verpflichtung
der Fürsorge; indem er diese Pflicht auf die bürger-
lichen Behörden abzuwälzen sucht, schädigt er andere
Bürger. Was die sonstigen Atilitäranwärter, durch-
weg der Klasse der Unteroffiziere entsprungen,
aubetrifft, so kann das Volk es mit seinem Rechts-
bewnßtsein nicht in Einklang bringen, daß Jemand
das Privilegium genießt, sich eine bürgerliche
Anstellnng beim Atilitär zu erdieneii. So-
wohl auf solche Anstellnug als auf die im Reichs-
uud Staatsdienst hat süglich nach rechtlichem und
vernünftigem Ennessen jeder Bürger Anspruch, so-
fern er die zur Ausübung eines Amtes erforder-
lichen Fähigkeiten besitzt. In den Staatsver-
fassungen ist diesem Ermessen ausdrücklich Nech-
tiung getragen. So heißt es im Art. 4 der Ver-
fassung des preußischen Staates: „Standeövonechte
finden nicht statt. Die öffentlichen Aemter
find für alle dazu Befähigten gleich zugänglich."
Wer aber möchte in Abrede stellen wollen, daß
die Zivilversorgnng thatsächlich ein Stan-
desvorrecht involvirt? Sie hebt die Zu-
gänglichkeit zu einer großen Zahl öffent-
licher Aemter „für Alle" auf.

Das Gewicht dieses Umstandes kann nicht nb-
geschwächt werden durch die Berufung darauf, daß

der Militäranwarter seine Dienste dem „öffentlichen
Wohl", dem Staate, dem Reiche gewidmet habe.
Eine recht haltlose Berufung, die die Tendenz des
Militarismus, seine Interessen über alle anderen
zu stellen, nicht verleugnet. Der auf den Zivil-
versorgungsschein rechnende Unteroffizier muß während
seiner Dienstzeit vom Bürger erhalten werden;
für ihn ist gesorgt; er braucht nicht zu kämpfen um
seine Existenz. Der Bürger hingegen ist rücksichtlich
seiner Existenz, seines Fortkommens auf sich selbst
angewiesen. Er hat schwere Pflichten gegen die
Allgemeinheit im Reich, Staat unb Kommüne zu
erfüllen, ungleich schwerere, als der Berufssoldat.
Schon aus diesem Gesichtspunkte ist es ein Unrecht,
ihm durch den Militäranwärter die Möglichkeit,
im öffentlichen Dienst Anstellung zu erhalten, zu
nehmen. Bei solchen Anstellungen sollte nicht die
Frage, ob Jemand Soldat gewesen und wie
lange entscheidend sein, sondern lediglich die, ob er
fähig und würdig ist, Beamter zu werden. Diese
ganz selbfwerständliche Erwägung fällt beim Militär-
anwärterthum hinweg. Da wird lediglich nach der
mMärischen Dienstzeit gefragt, unter der doch etwas
sehr bedenklichen Voraussetzung, daß der Zivil-Ver-
sorgungsschem an sich schon die Fähigkeit und Würdig-
feit verbürge. Die Erfahrung allerdings belehrt
uns eines Anderen, nämlich dchin: daß die viel-
gerühmte „militärische Erziehung" durchaus keine
Gewähr dafür bietet, daß grade sie es ist, welche
Karaktere und Fähigkeiten bildet, wie sie der öffent-
liche Dienst gebraucht. Wir behaupten, daß der
in den öffentlichen Verhältnissen ausgewachsene, durch-
aus mit denselben vertraute „Zivilmensch" von
normalen Fähigkeiten und gutem, entsprechendem
Karakter sich ungleich besser zum öffentlichen
Dienst eignet, als der Unteroffizier. Ist dieser
der „echte und rechte" Benifssoldat, wie das
System des Militarismus ihn braucht, so geht sein
Urtheilsvermögen über de» Erfolg der „militäri-
schen Erziehung" nicht hinaus. Er hat gelernt,
zu befehlen nach unten und blind zu ge-
horchen nach oben; in der Regel hegt er gründ-
liche Verachtung für alles Zivilwesen. Er hat sich
mit öffentlichen Angelegenheiten entweder gar nicht
oder lediglich in dem ihm aufoktroyirten Geiste der
herrschenden Gewalten beschäftigt. Mit den diesen
Gewalten oppositionellen Richtungen, besonders mit
der Sozialdemokratie, hat er sich nie selbst-
uimüm vLiuMjUeu asiiieu. LMtzpisxm
von ihm, ohne weitere Prüftmg, zu glauben, daß
jeder der Regierung und den bestehenden Einrichtungen
widerstreitende Mensch ein „vaterlandsloser Geselle",
ein „Umstürzler", ein „Verbrecher am Heiligsten"
ist. Der Wille der jeweilig Herrschenden gilt ihm
als das höchste Gesetz.

Mit dieser „Bildung" meldet der Unteroffizier
sich zur Zivilversorgung; auf Grund dieser „Bil-
dung" beansprucht er nach gesetzlicher Maßgabe
Anstellung im Staats-, Reichs- und Gemeindedienst.
Da ist bis zum Dorfnachtwächter herunter in
der ganzen großen Reihe der subalternen öffentlichen
Dienste nicht einer mehr, auf den der Militär-
anwärter nicht Anspruch erhebt. Bürger, die für
Staat und Gemeinde sich Jahrzehnte lang abgemüht
haben, das Vertrauen ihrer Mitbürger genießen und
fähig sind, einem öffentlichen Dienste vorzustehen —
Bürger, bereit bedrängte oder erschütterte Existenz
durch eine Anstellung in diesem Dienste gesichert
werden könnte — Bürger, welche die Stützen ihres
Alters, ihre Söhne, vielleicht auf dem Schlachtfelds
verloren haben — sie müssen zurücktreten hinter
den Unteroffizier. Demi der hat's PrivUegmm
auf den subalternen öffentlichen Dienst. Der wird
Polizei- und Büreaubeamter, Gesängnißanffeher,
Schul-Pedell 2c. 2c. Sobald ein neuer Verwaltnngs-
zweig sich aufthut, wie die Unfall-, die Alters- und
Jnvaliditätsversichenmg re., meldet sich der Unter-
offizier mit seinem Zivilversorgnngsschein zur An-
stellung. Der Unteroffizier allüberall im öffentlichen
Dienst. Und immer weiter wird das Feld der Zivil-
versorgungsberechtigung ausgedehnt. In erheblichem
Maße kommt dem Mlitäranwärter die reaktionäre
Gesetzgebung auf allen ihren Gebieten zu Gute.
Die „Umsturzbekämpftmg", die zoll- und steuer-
politischen Einrichtungen re. re. crforbeni eine stetige
Vermehrung des Beamten-Heeres, was bem Militär-
anwärterthum natürlich nur erwünscht fein kann.
Als vor etlichen Jahren bas Projekt bes Tabak-
Monopols zur Eutscheibimg staub, machten kon-
servative Stimmen gar fein Hehl barait?, daß die
Durchführung dieses Projekts viele neue Beamte
erheische, also auch den Militäranwärtern zu
Gute kommen werbe. Daß man ben Unteroffizier
zum Volksschnllehrer machen solle, ist erst kürz-
lich wieder von konservativer Seite vorgeschlagen
worden. Ein unerhört monströser, aber trotzdem
ernst zu neljmenber Gedanke. Er zeigt mit ver-
blüffender Deutlichkeit, daß die Militärherrschaft in
der Erfüllung ihrer Konsequenzen vor nichts znriick-
schreckt. Ter Militärfanatiker Gustav Tuch ver-
tritt in einem Werke über die soziale Bedeutung
des Militärstaats folgende Idee: „Die Armee muß
der Aufgabe gewidmet werden, fachgewerbliche
Kenntnisse zu verbreiten, sowie den Kunst-
sinn in verschiedenartiger Weise zu beleben. Zur
Envcckimg der Herzensgüte soll sie sich der
Religion bedienen."

ES giebt also thatsächlich kein Gebiet mehr,
aus welchem der Militarismus nicht eine Aufgabe
erfüllen soll. Selbst Gewerbe, Kunst und Re-
ligion sollen seiner Pflege theilhaftig werden. Das
ist zwar Wahnsinn, aber ein Wahnsinn, in welchem
Methode steckt.

Nehme man dazu die Thatsache, daß es immer
mehr Regel wird, auch die höheren unb höchsten
Posten im öffentlichen Dienst mit Leuten zu be-
setzen, bie eilte Militärkarriöre hinter sich
haben, dann hat man Alles das beisammen, was
den erweiterten, den vollkommenen Militär-
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